
BFG  bestätigt  strenge  formale
Anforderungen  an
Gruppenanträge
Eine  wesentliche  Voraussetzung  für  die  Einbeziehung  in  die  steuerliche
Unternehmensgruppe gem. § 9 KStG ist ein schriftlicher Gruppenantrag, der von
den  gesetzlichen  Vertretern  des  Gruppenträgers  und  aller  einzubeziehenden
inländischen Körperschaften zu unterfertigen ist. Um das steuerliche Ergebnis
eines neuen Gruppenmitglieds in die Gruppe einbeziehen zu können, muss der
Gruppenantrag  nachweislich  vor  Ablauf  des  Wirtschaftsjahres  der
einzubeziehenden inländischen Körperschaft unterfertigt werden – in der Praxis
und bei Regelwirtschaftsjahren werden Gruppenanträge daher oftmals kurz vor
Ablauf des Kalenderjahres eingebracht.

Hierbei ist besondere formale Sorgfalt geboten, wie auch ein Erkenntnis des BFG
(GZ RV/7103897/2020 vom 2.6.2021) nahelegt. Im konkreten Fall ging es um die
geplante Erweiterung einer bestehenden Unternehmensgruppe um ein weiteres
Gruppenmitglied.  Allerdings  hatte  der  gesetzliche  Vertreter  des  zukünftigen
Gruppenmitglieds  im  Formular  G2  (Antrag  auf  Feststellung  einer
Unternehmensgruppe  –  Gruppenmitglied)  nicht  an  der  vorgesehenen  Stelle
unterschrieben.  Als  gesetzlicher  Vertreter  des  Gruppenträgers  und  des
Gruppenmitglieds fungierte dieselbe Person, welche das Formular sogar in der
Unterschriftszeile am Ende des Formulars unterschrieben hatte – allerdings nicht
an der vorgesehenen Stelle für das Gruppenmitglied.

Das BFG führte im Rahmen seiner Überlegungen aus, dass für die Stellung des
Gruppenantrags  die  amtlichen  Formulare  zu  verwenden  sind  und  der
Gruppenantrag  entsprechend  zu  unterfertigen  ist.  Andernfalls  liegt  ein
mangelhafter  Antrag  vor,  der  zurückzuweisen  ist  und  gegebenenfalls  mittels
Mängelbehebung saniert werden kann. Eine Mängelbehebung ist allerdings nicht
möglich,  wenn  ein  materieller  Mangel  vorliegt.  Im  konkreten  Fall  ist  in
Übereinstimmung mit  der herrschenden Lehre von einem solchen materiellen
Mangel auszugehen. Schließlich ist die Unterfertigung (des Gruppenantrags) als
äußerer Ausdruck der zivilrechtlichen Willensbildung zwischen Gruppenträger
und  Gruppenmitgliedern,  eine  Gruppe  eingehen  zu  wollen,  nicht  erfolgt.  In
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Übereinstimmung mit dem Finanzamt verneinte das BFG die Wirksamkeit des
Gruppenantrags. Bei Gruppenanträgen sollte daher penibel auf die Einhaltung
der formalen und materiellen Anforderungen geachtet werden, da andernfalls
erst ein späterer Gruppenantrag (im Folgejahr) erfolgreich eingebracht werden
kann.
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